
 

 

Landeshauptstadt Magdeburg  
28. Änderungsantrag zur Drucksachen-Nr. 
   DS0058/03   
Absender Wird von Amt 13 ausgefüllt. 

Aufgenommen in TO am: 
 
PDS - Fraktion in der Landeshauptstadt Magdeburg 
 

 

  
  
Kurztitel  
Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung 2003 bis 2006 
(Haushaltskonsolidierungskonzept) 

 

 
Beschlussvorschlag: 
1. Der Stadtrat beschließt die in der Anlage 1 dargestellten Maßnahmen des Haushaltskonso- 
    lidierungskonzeptes 2003 bis 2006. 
 
2. Der Stadtrat beauftragt den Oberbürgermeister, die Maßnahmen mit untersetzten Ein- 
    sparungspotentialen in den Haushaltsplanentwurf 2003 bis zur 2. Lesung einzuarbeiten. 
 
3. Der Stadtrat beauftragt den Oberbürgermeister, das Einsparpotential der Personalaus- 
    gaben durch geeignete personalwirtschaftliche Maßnahmen zu realisieren. 
 
4. Der Stadtrat beauftragt den Oberbürgermeister, die Maßnahmen mit geschätztem Ein- 
    sparungspotentialen dezidiert weiterzuentwickeln. 
 
 
Der Stadtrat möge zu Maßnahme 17 beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister legt bis zum 30.8.2003 ein Konzept zum Ersetzen möglicher finanzieller 
Leistungen durch Sachleistungen bei Kostenbeteiligung der Vereine, Verbände vor. 
 
 
Begründung: 
Bereits bei der Haushaltsberatung für 2002 wurde der Oberbürgermeister mit dem Beschluss –Nr. 
1580-44(III)01 beauftragt, Vorschläge für Einsparmöglichkkeiten ab 2003 im Bereich der Zuschüsse 
an freie Träger durch die Verwaltung unterbreiten zu lassen. Es sollte ausdrücklich nicht pauschal die 
Geldzuwendung gekürzt werden! Dem F/G-a sollten entsprechende Informationen zu veränderbaren 
Kostenfaktoren (Heizkosten, Mieten u. ä.) ausgereicht werden. 
Auf dieser Grundlage sollten Vorschläge erarbeitet werden, wie beispielsweise durch Bereitstellung 
von Räumen in kommunalen Gebäuden (Kita, Schulen, Horte, Haus der Lehrer, Krankenhaus Altstadt, 
Verwaltung, ...) Betriebskostenzuschüsse minimiert und in Form unbarer Leistungen bei teilweiser 
Kostenbeteiligung der Vereine und Verbände Einschnitte in der qualitativen und quantitativen Arbeit 
im Kinder-, Jugend-, Senioren-, Frauen-, Sozialbereich vermieden werden. So u. a. die Begründung 
der PDS-Fraktion bei der Einbringung des angenommenen Antrages Ende 2001 im F/G und im 
Stadtrat. Sie ist noch aktuell. 
 
 
Hans-Werner Brüning 
Fraktionsvorsitzender 


